
Gemeinde Strande 
 
 

S a t z u n g 
über die Abwälzung der Abwasserabgabe auf Kleineinleiter 

 
 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) und der §§ 1  
und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) in 
Verbindung mit den §§ 1 und 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein (KAG) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertre-
tung vom 28.09.2010 folgende Satzung erlassen: 
 

§  1 
Gegenstand der Abgabe 

 

(1) Zur Deckung der Abwasserabgabe für Einleiter, die im Jahresdurchschnitt we-
niger als 8 m³ je Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnliches 
Schmutzwasser unmittelbar in ein Gewässer oder in den Untergrund einleiten, 
erhebt die Gemeinde Strande eine Abgabe. 

  

(2) Als Einleiten gilt nicht das im Rahmen landbaulicher Bodenbehandlung erfol-
gende Verbringen des Schmutzwassers in den Untergrund. 

  

§  2 
Abgabemaßstab und Abgabesatz 

  

(1) Die Abgabe wird nach der Menge des Abwassers berechnet, das nach Maßgabe 
des § 1 eingeleitet wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Abwasser. 

  

(2) Als Abwassermenge gilt die dem Grundstück aus öffentlichen und privaten 
Wasserversorgungsanlagen zugeführte Wassermenge abzüglich der nachge-
wiesenen auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wasser-
menge, soweit der Abzug nicht nach Absatz 4 ausgeschlossen ist. Der Nach-
weis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem 
Abgabepflichtigen. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung wird 
die Wassermenge um 18 m³/Jahr  für jede Großvieheinheit, bezogen auf den 
statistischen Umrechnungsschlüssel, herabgesetzt; der Abgabeberechnung 
wird mindestens eine Abwassermenge von 40 m³/Jahr je Person zugrunde ge-
legt. Maßgebend für die Berechnung ist die in dem Jahr durchschnittlich ge-
haltene Viehzahl und die durchschnittlich mit Wasser zu versorgende Perso-
nenzahl. 

  

(3) Die dem Grundstück zugeführte Wassermenge wird durch Wassermesser er-
mittelt. Bei der Wassermenge aus der öffentlichen Versorgungsanlage gilt die 
für die Erhebung des Wassergeldes zugrunde gelegte Verbrauchsmenge. Läßt 
der Abgabepflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen keinen Wasser-
messer einbauen, ist die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zuge-
führte Wassermenge zu schätzen. Hat ein Wassermesser nicht richtig oder 
überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter 
Zugrundelegung des Verbrauches des Vorjahres und unter Berücksichtigung 
der begründeten Angaben des Abgabepflichtigen geschätzt. 

  
  
  



(4) Von dem Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen: 
  

 a) Wassermengen bis  8 m³ monatlich, sofern es sich um Wasser für lau-
fend wiederkehrende Verwendungszwecke handelt, 

 b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
 c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser, 
 d) das für Schwimmbecken verwendete Wasser und 
 e) das zur Sprengung von Gartenflächen verwendete Wasser, soweit die 

Sprengfläche    500 m² nicht übersteigt. 
  

 Das zum Sprengen von gärtnerischen Betrieben verwendete und nicht durch 
Wassermesser nachgewiesene Wasser ist nur insoweit zu berücksichtigen, 
daß im Halbjahr April bis September mindestens monatlich der  6. Teil der 
abgabepflichtigen Abwassermenge des Halbjahres Oktober bis März verbleibt. 
Der Abgabepflichtige muß, um in den Genuß dieser Vergünstigungen zu ge-
langen, beantragen, daß die Gemeinde in der Zeit vom 01. April bis 30. Sep-
tember Ablesungen vornimmt, um den halbjährlichen Verbrauch feststellen 
zu können. 

  

(5) Die Abgabe beträgt ab dem Kalenderjahr 2011 je m³ Abwasser 56 Cent. 
  

§  3 
Entstehung und Beendigung der Abgabepflicht 

  

(1) Die Abgabepflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens 
jedoch mit Beginn des Kalenderjahres, das auf den Beginn der Einleitung folgt. 

  

(2) Die Abgabepflicht endet mit Ablauf des Jahres, in dem die Einleitung entfällt 
und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 

  

§  4 
Abgabepflichtige 

  

Abgabepflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des Abgabebescheides nach 
den grundsteuerrechtlichen Vorschriften Schuldner der Grundsteuer ist oder sein 
würde, wenn das Grundstück nicht von der Grundsteuer befreit wäre. Mehrere Ab-
gabepflichtige sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil abgabepflichtig. 
  

§  5 
Heranziehung und Fälligkeit 

  

(1) Die Heranziehung erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Be-
scheid über andere Abgaben verbunden werden kann. 

  

(2) (Fällt weg bei Verwendung der Alternative zu § 2). 
  

 Die Abgabe wird nach der Menge des dem Grundstück im Vorjahr zugeführten 
Abwassers berechnet. Bestand im Vorjahr noch keine Abgabepflicht oder hat 
sich der Benutzungsumfang seitdem wesentlich geändert, wird die zugrunde 
zu legende Abwassermenge geschätzt. 

  

(3) Die Abgabe ist am 15. Mai fällig. 
  
  
  



§  6 
Pflichten des Abgabepflichtigen 

  

Der Abgabepflichtige hat die für die Prüfung und Berechnung der Abgabeansprüche 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und nötigenfalls Zutritt zum Grundstück zu 
gewähren. 
  

§  7 
Ordnungswidrigkeit 

  

Ordnungswidrig handelt, wer erforderliche Auskünfte nicht erteilt oder den nöti-
gen Zutritt zum Grundstück nicht gewährt (§ 6). 
  

§  7a 
Datenverarbeitung 

  

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im 
Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erfor-
derlichen personenbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen 
Vorkaufsrechts nach  §§  24 - 28  BauGB und  §  3  WoBauErIG der Gemeinde 
bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der 
Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch die Amtsverwaltung Däni-
schenhagen zulässig. Die Amtsverwaltung Dänischenhagen darf sich diese 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum 
Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiter verarbeiten. 

  

(2) Die Amtsverwaltung Dänischenhagen ist befugt, auf der Grundlage von Anga-
ben der Abgabenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden Daten ein Ver-
zeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser 
Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Ab-
gabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 

  

§  8 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
09.12.1980 außer Kraft 
 
 
 
Strande, den 29.09.2010                                         Gemeinde Strande 
                                                                        Der Bürgermeister 
       gez. Lüsebrink 


